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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 12 SF 12/12 S 
 
L 11 KR 220/12 B ER (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 9 KR 127/12 ER (SG Köln) 
 
 
 
……………………………………, 
 
 
 
 Antragsteller, 
 
 

g e g e n 
 
 
Techniker Krankenkasse, 
Bramfelder Straße 140, 22305 Hamburg, 
 
 Antragsgegnerin. 
 

 

Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat am 6. November 2012 durch 

den Vorsitzenden Richter   Dr.  K r e t s c h m e r    sowie die Richter   Dr.  B e r n s d o r f f  

und   Dr.  M e c k e     

beschlossen: 

 

Das Ablehnungsgesuch des Antragstellers gegen die Richter des Landessozialgerichts Nord-

rhein-Westfalen wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Anträge des Antragstellers auf "Bestimmung eines zuständigen LSG gemäß § 58 Abs. 1 

Nr. 1 und Abs. 2 SGG" werden als unzulässig verworfen. 

 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 

 

 

  

- 3 - 

G r ü n d e : 

 

I 

 

Der Antragsteller hat vor dem SG Köln und dem LSG Nordrhein-Westfalen in einem Verfahren 

des einstweiligen Rechtsschutzes die Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Wider-

spruchs gegen eine Beitragsforderung der Anspruchsgegnerin beantragt. Den Antrag hat das 

SG mit Beschluss vom 2.4.2012, die Beschwerde das LSG mit Beschluss vom 13.8.2012 zu-

rückgewiesen. Das Hauptsacheverfahren ist beim SG Köln unter dem Aktenzeichen S 34 KR 

717/12 rechtshängig. 

 

Mit Schreiben vom 30.9.2012 hat der Antragsteller mitgeteilt, er hege wegen schwerwiegender 

Mängel des Beschlusses des LSG "Zweifel an der Unabhängigkeit des Gerichts und beantrage, 

dieses wegen Besorgnis der Befangenheit seiner Richter und den anderen genannten Gründen 

abzulehnen" und rufe das BSG gemäß § 58 Abs 2 SGG zur Feststellung der Zuständigkeit 

eines anderen LSG an. Zugleich möchte er sein Schreiben als Aufsichtsbeschwerde über das 

LSG gewertet wissen. Mit Schreiben vom 28.10.2012 hat er zusätzlich die "Bestimmung eines 

zuständigen LSG gemäß § 58 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 SGG für das Hauptsacheverfahren" 

beantragt. 

 

 

II 

 

1. Das ausdrücklich an das BSG gerichtete Ablehnungsgesuch des Antragstellers gegen die 

Richter des LSG Nordrhein-Westfalen ist unzulässig und deshalb zu verwerfen. Nach § 60 

Abs 1 SGG iVm § 44 Abs 1 ZPO ist das Gesuch bei dem Gericht anzubringen, dem der Richter, 

gegen den es sich richtet, angehört.  

 

2. Auch die Anträge auf Bestimmung eines zuständigen LSG sind als unzulässig zu verwerfen. 

Bezüglich des Verfahrens L 11 KR 220/12 B ER ist eine Zuständigkeitsbestimmung schon des-

halb unzulässig, weil dieses Verfahren durch den Beschluss des LSG vom 13.8.2012 bereits 

rechtskräftig abgeschlossen ist. Auch bezüglich des Hauptsacheverfahrens liegen die Voraus-

setzungen für eine Zuständigkeitsbestimmung durch das BSG nicht vor. Insbesondere ist nicht 

erkennbar, dass das SG Köln iS von § 58 Abs 1 Nr 1 SGG oder das LSG Nordrhein-Westfalen 

an der Ausübung der Gerichtsbarkeit in diesem Falle rechtlich oder tatsächlich gehindert sein 

könnten, wie dies der Antragsteller unter Hinweis auf ein ungenügendes "lesen, verstehen und 

beachten" seiner Darlegungen durch das LSG geltend macht. Eine solche Verhinderung könnte 

erst angenommen werden, wenn der Antragsteller alle Richter des SG Köln und in einem nach-

folgenden Berufungsverfahren so viele Richter des LSG Nordrhein-Westfalen erfolgreich wegen 

Besorgnis der Befangenheit abgelehnt hätte, dass über die Sache nicht mehr entschieden wer-
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den könnte (vgl OVG Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 5.2.1996 - 5 F 49/95 - NVwZ-RR 

1997, 143). Dies trägt der Antragsteller weder vor, noch bestehen Anhaltspunkte hierfür. 

 

3. Soweit der Antragsteller sein Schreiben vom 30.9.2012 als "Aufsichtsbeschwerde über das 

LSG" gewertet wissen will, ist darauf hinzuweisen, dass das BSG allein zur Entscheidung über 

Rechtsmittel gegen einzelne Entscheidungen der SG und LSG in dem durch das Gesetz be-

stimmten Umfang berufen ist. Eine Aufsicht über diese Gerichte übt es nicht aus. 
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